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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Irene
ALTENDORFER und den fachkundigen Laienrichter RR Johann PHILIPP als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX,
geb. XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Obergdsterreich, vom XXXX 2018, ZI. OB:
XXXX, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 1

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm & 1 Abs. 2, 8 40 Abs. 1, § 41 Abs. 1, 8 45
Abs. 1 und 2, § 47, 8 54 Abs. 12, Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF als unbegrindet

abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 Bundesverfassungsgesetz
(B-VG), BGBI. Nr. 1/1930 idgF nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

I.1. Die Beschwerdefuhrerin (nachfolgend auch: "BF" bzw. beschwerdeflihrende Partei: "bP") beantragte am im Akt
ersichtlichen Datum beim Sozialministeriumservice als belangte Behorde ("bB") unter Beifigung eines
Befundkonvolutes die Ausstellung eines Behindertenpasses.

I.2. Die bP wurde am 25.04.2018 einer Begutachtung durch einen medizinischen Sachverstandigen zugefuhrt und
dariiber ein Gutachten erstellt. Das Gutachten ergab einen Gesamtgrad der Behinderung vom 40 v.H.
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I.3. Mit Schreiben vom 15.05.2018 wurde der bP das seitens der belangten Behérde eingeholte Gutachten zur Kenntnis
gebracht und ihr die Modglichkeit eingeraumt, sich dazu binnen drei Wochen ab Zustellung zu &duRern. Eine
Stellungnahme langte nicht ein.

I.4. Mit Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Oberdsterreich, vom XXXX 2018 wurde der Antrag der bP
abgewiesen; mit einem Grad der Behinderung von 40% erfllle sie die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines
Behindertenpasses nicht. Das Gutachten der medizinischen Sachverstandigen vom 29.04.2018 wurde dem Bescheid
beigelegt.

I.5. Gegen diesen Bescheid erhob die bP mit Schreiben vom 25.07.2018 Beschwerde. Sie moniert, dass bei ihr eine
depressive Anpassungsstorung mittleren Grades im Sinne der Position 03.06.02 vorliege, was einem Grad der
Behinderung von 50 % entspreche. Sie kénne keiner Arbeit nachgehen und keine sozialen Kontakte aufrecht halten.
Die Sachverstandige habe ihre stark ausgepragte Sozialphobie nicht bertcksichtigt. Die bP Ubermittelte in weiterer
Folge ein drztliches Befundkonvolut, welches zeitlich nach dem Einlangen der Beschwerde im

Bundesverwaltungsgericht einlangte.

I.6. Im Rahmen einer nicht 6ffentlichen Beratung am 10.4.2019 beschloss der erkennende Senat die Beschwerde

abzuweisen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Feststellungen (Sachverhalt):

1.1. Die bP ist 8sterreichische Staatsbirgerin und an der im Akt ersichtlichen oberdsterreichischen Adresse wohnhaft.
1.2. Die vorgelegte Vollmacht ist mit 31.12.2018 befristet.

1.3. Am 25.04.2018 erfolgte im Auftrag der bB eine Begutachtung durch eine medizinische Sachverstandige
(Allgemeinmedizinerin), welche Folgendes ausfuhrte:

"[..]

Anamnese:

Beschwerde gegen Vorgutachten 12/2017 mit GdB 30% wegen Adenomyosis uteri.
Bisher keine psychiatrisch facharztlichen Kontakte. Keine Operationen .

Zuletzt wurde Kryptopyroll im Harn festgestellt- bekommt jetzt Zink und Mangan.
Derzeitige Beschwerden:

Hat mehrere Nahrungsmittelunvertraglichkeiten wie Dinkel, Weizen, Roggen, Kartoffeln, Paprika, letztere ist ganz
schlimm, bekommt darauf Ubelkeit mit Erbrechen und Bauchschmerzen. Extreme Bauchschmerzen hat sie so und so
immer, hat keinen Appetit und ist oft schwindelig, fallt auch oft um. Ist immer muide. Habe Dauerblutungen. Seit sie
Zink und Mangan nimmt wird die haut an den Beinen besser. Sie trinkt sehr viel 4-6 Liter am tag, keine wei3 warum, es
wurde schon alles getestet. Wegen der Schmerzen kann sie keine Berufsausbildung machen. Didt so gut es geht, Zink
und Mangan und Bit B, Hormontherapie: Implanton, Larissa 3 x tgl.

[...]
Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

Gyn. Bef. 3/2018 : therapieresistente Dysmenorrhoe IIP aufgrund einer Endometriose (Adenomyosis uteri), mit
Schwindel und Kollapsneigung, seit dem 11. Lj. prim. Dysmenorrhoe, keine Besseung der rec. Beschwerden in Sicht.

klein. psych. Bef. 3/2018 : Anpassungsstorung, soziale Phobie.
Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs

Monate andauern werden:

Begrindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes:



1) Adenomyosis uteri bei Endometriose

Oberer Rahmensatz bei rezidivierender heftiger therapieresistenter Schmerzsymptomatik und vegetativer
Begleitbeschwerden

Pos.Nr. 08.03.03, GdB 30 %
2) depressive Anpassungsstorung

Wegen chronischer Schmerzstérung kommt es zu psychischer Belastung mit Anpassungsstorung, keine dauernde
Schmerztherapie wegen Therapieresistenz, keine laufenden psychiatrisch facharztlichen Behandlungen.

Pos.Nr. 03.06.01, 30 %

Gesamtgrad der Behinderung 40 v. H.

Begrindung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Punkt 2 steigert wegen zusatzlicher Belastung und gegenseitiger Leidensverstarkung um eine Stufe.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

Zustand nach Refluxdsophagitis, Kollapsneigung, Nahrungsmittelunvertraglichkeiten, Kryptopyrollurie
Stellungnahme zu Vorgutachten:

Es erfolgt Anhebung des GdB um eine Stufe, weil die psychische Belastung bei neuerlicher Befunderhebung zusatzlich
eingeschatzt wurde.

Der festgestellte Grad der Behinderung wird voraussichtlich mehr als 3 Jahre andauern: ja
Die bP ist voraussichtlich dauernd aul3erstande, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen: NEIN

Anmerkung bzw. Begrindung betreffend die Fahigkeit bzw. voraussichtlich dauernde Unfahigkeit, sich selbst den
Unterhalt zu verschaffen:

Berufliche Regelintegration ist moglich, die Therapieoptionen sind vor allem im psychiatrischen Feld noch nicht
ausgeschopft.

[..]"
2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in den sonstigen relevanten
Unterlagen, insbesondere den durch die bP in Vorlage gebrachten arztlichen Bescheinigungsmittel, das der
Entscheidung zu Grunde liegende Gutachten sowie dem Parteienvorbringen.

Die Feststellung hinsichtlich der befristeten Vollmacht ergibt sich aus der am 04.01.2018 ausgestellten Volimacht
welche nachfolgende Bestimmung aufweist: "Die Vollmacht ist zeitlich befristet; sie erlischt am 31.12.2018". Auf Grund
dieser Bestimmung entfaltet die Vollmacht fir das gegenstandliche Verfahren keinerlei Rechtswirkung.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als



erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)".
Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Nach der standigen Judikatur des VWGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstédndigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstidndige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekdmpfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Ebenso kann die Partei Sachverstandigengutachten erfolgreich bekampfen, ohne diesem auf gleichem fachlichem
Niveau entgegentreten zu muissen, wenn es Widerspriche bzw. Ungereimtheiten im Gutachten aufzeigt (vgl. z. B.
VwGH vom 20.10.2008, GZ 2005/07/0108).

Das seitens der belangten Behdrde eingeholte &rztliche Sachverstandigengutachten aus dem Bereich der
Allgemeinmedizin  zeigt den aktuellen Gesundheitszustand der bP im Lichte des BBG bzw. der
Einschatzungsverordnung in nachvollziehbarer Weise auf, ist ausfihrlich begriindet, schlissig und weist keine
Widerspriche auf. Die vorliegenden Funktionseinschrankungen wurden von der Sachverstandigen im Rahmen der
klinischen Untersuchung am 25.04.2018 unter BerUcksichtigung der im Zuge des Antrages vorgelegten Befunde sowie
des Vorgutachtens samt Befunde erhoben und den entsprechenden Positionsnummern der Einschatzungsverordnung
zugeordnet. Das zitierte Gutachten kommt zu einem Gesamtgrad der Behinderung von 40 v. H. Filhrendes Leiden stellt
die Funktionseinschrankung "Adenomyosis uteri bei Endometriose" mit einem GdB von 30 % dar, welches durch die
"depressive Anpassungsstorung" mit einem GdB von 30 % um eine Stufe gesteigert wird.

Im Gutachten erlautert die Sachverstandige ausfuhrlich die Einschatzung der depressiven Anpassungsstorung unter
die Pos.Nr. 03.06.01 mit einem GdB von 30 %, wobei die Einschatzung von 30 % damit begrindet wurde, dass die bP
keine dauerhafte Schmerztherapie erhalte und sich nicht in einer laufenden psychiatrisch facharztlichen Behandlung
befinde. Die von der bP in der Beschwerde geforderte Einschatzung unter die Pos.Nr. 03.06.02 mit einem GdB von 50
%, ist weder dem im Rahmen der Antragstellung vorgelegten psychologischen Kurzbericht vom 19.03.2018 noch ihren
Angaben anldsslich der klinischen Untersuchung am 25.04.2018 zu entnehmen. Diese Behauptung wird auch nicht
durch den am 05.11.2018 personlich abgegebenen klinisch-psychologischen Befund vom 09.09.2018 gestutzt, wird
doch dort auch unter der Rubrik "Diagnose" nur eine "Anpassungsstdorung" diagnostiziert. Zum Stadium dieser
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Anpassungsstérung, trifft der klinisch-psychologische Befund keine Aussage. Sofern die bP moniert, dass die
Sachverstandige die stark ausgepragte Sozialphobie nicht bertcksichtigt habe, ist zu entgegnen, dass alle relevanten,
von der bP beigebrachten Unterlagen bzw. Befunde bertcksichtigt wurden. So erfolgte im erstellten Gutachten der
Sachverstandigen eine ausdruckliche Auseinandersetzung mit den von der bP beigebrachten Befunden. So wurde
sowohl der Gynakologische Befund als auch der psychiatrische Befund vom 03/2018 berticksichtigt und findet sich
unter der Rubrik "Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe)" auf Seite 2 des Gutachtens eine solche
Zusammenfassung eben dieser Befunde. Dass diese Befunde im Gutachten, insbesondere der psychologische Befund,
worin unter anderem eine soziale Phobie diagnostiziert wurde, unberlcksichtigt geblieben ware, kann das
Bundesverwaltungsgericht nicht erkennen (vgl. Seite 2 und 4 des Gutachtens).

Der seitens der bP am 05.11.2018 vorgelegte Kklinisch-psychologische Befund vom 09.09.2018 vermag der
vorgenommenen Einschatzung der depressiven Angststorung mit 30 % nicht entgegen zu treten, zumal keine
Befundung  aufscheint und die  Funktionseinschrankungen  weder  einer  Positionsnummer  der
Einschatzungsverordnung zugeordnet noch im Einzelnen begriindet bewertet wurden; es mangelt sohin an
Schlussigkeit und Nachvollziehbarkeit und stellt der klinisch-psychologische Befund keine taugliche Grundlage fiir eine
Entscheidung dar. Nach der stéandigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes muss ein Sachverstandigengutachten
einen Befund und das eigentliche Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen -
wenn auch unter Zuhilfenahme wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die
Schlussfolgerungen des Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse
und Erfahrungen benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Der vorgelegte klinisch-psychologische Befund vom
09.09.2018 vermag letztlich keine Unschlissigkeit des Gutachtens vom 29.04.2018 aufzeigen (vgl. VwGH vom
17.02.2004, 2002/06/0151).

Es sei an dieser Stelle erwahnt, dass der bP das Gutachten vom 29.04.2018 zur Stellungnahme Ubermittelt wurde, sie
aber dazu keine Stellungnahme abgab. Der bP ware es zu diesem Zeitpunkt schon moglich gewesen, ihre Einwande
darzulegen. Auch ist darauf hinzuweisen, dass der Bescheid am XXXX 2018 erlassen wurde, die bP sich erst 2 Monate
spater einer Kklinisch psychologischen Untersuchung unterzog und diesen Anfang September 2018 daraus
hervorgegangenen Befund erst am 05.11.2018 bei der belangten Behorde persdnlich abgegeben hat.

Der unsubstantiierten Forderung nach einer héhergradigen Einschatzung, kann aufgrund obiger Ausfihrungen nicht
gefolgt werden.

Dem Vorbringen der bP und den vorliegenden Verwaltungs- und Gerichtsakten ist kein Anhaltspunkt zu entnehmen,
die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren Beurteilung bzw. Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Es
lag daher kein Grund vor, von den schllssigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfihrungen dieser
Sachver-standigen abzugehen; der Inhalt wird vom erkennenden Gericht nicht angezweifelt.

In Bezug auf den in der Beschwerde gestellten Beweisantrag auf die Vornahme einer neuerlichen arztlichen
Begutachtung, weist das erkennende Gericht darauf hin, dass das eingeholte Gutachten der Allgemeinmedizinerin den
aktuellen Gesundheitszustand der bP im Lichte der Einschatzungsverordnung in schlissiger und widerspruchsfreier
Weise aufzeigt.

Es handelt sich daher um einen als unzuldssig zu erachtenden Erkundungsbeweis. Erkundungsbeweise sind Beweise,
die nicht konkrete Behauptungen, sondern lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen
also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermdglichen, dieses zu
erstatten. Nichts anderes beabsichtigt die bP jedoch mit dem oben erérterten Beweisantrag.

Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - auch im
gegenstandlichen Verfahren - unzuldssig. Daher war das ho. Gericht einerseits nicht gemaR 88 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur
Durchfuihrung eines solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass deren
Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet (Hengstschlager - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz,
Manz Kommentar, Rz 16 zu §8 46 mwN).

Da das Sachverstandigengutachten auch mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und den
Denkgesetzen nicht in Widerspruch steht, wird es in freier Beweiswtirdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.

Das zeitlich nach dem Einlangen der Beschwerde im Bundesverwaltungsgericht eingelangte Befundkonvolut, kann,


https://www.jusline.at/entscheidung/40688

soweit es sich nicht auf die "Adenomyosis uteri bei Endometriose" und die "depressive Anpassungsstorung" bezieht,
im Beschwerdeverfahren aufgrund des in § 46 letzter Satz genannten Neuerungsverbot im Beschwerdeverfahren nicht
berucksichtigt werden.

3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF

Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemal} Art. 130 Abs. 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit; ...

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem

Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

GemalR § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal Abs. 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaf Abs. 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im § 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 des BBG anzuwenden. Fur jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.
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In Anwendung des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs. 3 BBG wird die Zustandigkeit des
Bundesverwaltungsgerichtes in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begrindet und fallt die
Entscheidung der gegenstandlichen Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter Berticksichtigung der zitierten
Bestimmungen in der Geschaftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes dafur vorgesehen ist. Der erkennende

Senat ist daher in diesem Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die Behorde in dem

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu tUberprifen.

Gemal § 9 Abs 1 VWGVG hat die Beschwerde zu enthalten:

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen Austbung unmittelbarer

verwaltungsbehdordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung,

2. die Bezeichnung der belangten Behdrde,

3. die Gruinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt,

4. das Begehren und

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

GemalR § 28 Abs. 1 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen

Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2. ff im

Speziellen angefihrten Rechtsgrundlagen fiir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR § 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem

Bundesgesetz vorgesehenen MalRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemaR 8 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorlUbergehenden koérperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur

vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 40 Abs. 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur

Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder

Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige

Leistung erhalten oder

4. fUr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder
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5. sie dem Personenkreis der begtnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoren.

Gemal 8 40 Abs. 2 BBGist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angefihrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemalR 8 41 Abs. 1 BBG gilt als Nachweis fir das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung tber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hieflr

malRgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt.

Gemal? § 41 Abs. 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchflhrung eines Ermittlungsverfahrens zurlckzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine

offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemalR§ 42 Abs. 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs. 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.

Gemal 8§ 43 Abs. 1 BBG hat das Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behordliche Eintragungen im Behindertenpass beruhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass

auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

Gemal 8 43 Abs. 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den
Behindertenpass vorzulegen.

Gemal} § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemaB8 46 BBG betrdgt die Beschwerdefrist abweichend von den  Vorschriften des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, BGBI. | Nr. 33/2013, sechs Wochen. Die Frist zur Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung betragt zwolf Wochen. In Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
durfen neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden.
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Mit der Novelle BGBI. | 57/2015 hat der Gesetzgeber fur das Verfahren zur Feststellung der Zugehorigkeit zum
Personenkreis der Behinderten (in § 19 Abs. 1 BEinstG) und fur das Verfahren nach dem Bundesbehindertengesetz (8
46 BBG) ein - eingeschranktes - Neuerungsverbot eingefihrt, das in den Gesetzesmaterialien als
"Neuerungsbeschrankung" bezeichnet wird. 8 46 BBG in der Fassung BGBI. | 57/2015 bestimmt, dass im Verfahren vor

dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden dirfen.

Die von der Beschwerdefuhrerin nach dem Einlangen der Beschwerde im Bundesverwaltungsgericht nachgereichten

Befunde waren daher bei der Entscheidungsfindung nicht heranzuziehen.

Falls sich der Leidenszustand der Beschwerdefihrerin mafgebend verschlechtert hat bzw. sich die
Funktionseinschrankungen kuanftig verschlechtern, ist es zuldssig, abermals einen Antrag auf Ausstellung eines
Behindertenpasses zu stellen und kommt eine neuerliche Feststellung des Grades der Behinderung in Betracht (vgl.
dazu etwa VwGH vom 20.11.2012, ZI. 2011/11/0118 zu § 14 BEinstG). In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass
gemald 8 41 Abs. 2, falls der nochmalige Antrag innerhalb eines Jahres seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung
gestellt wird, eine offenkundige Anderung des Leidenszustandes glaubhaft geltend zu machen ist, ansonsten der

Antrag ohne Durchfihrung eines Ermittlungsverfahrens zurtickzuweisen ist.

GemalR§8 47 BBG ist der Bundesminister fir Arbeit und Soziales ermachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen

festzusetzen.

GemalR 8 54 Abs. 12 BBG treten § 1, 8 13 Abs. 5a, § 41 Abs. 1 und 2, 8 55 Abs. 4 und 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 81/2010 mit 1. September 2010 in Kraft.

Gemald § 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu

erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 2 Abs. 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser
Verordnung.

Gemal’ 8 2 Abs. 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,
der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal} 8 2 Abs. 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines
Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal? 8 3 Abs. 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

Gemall § 3 Abs. 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zundchst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fur die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

Gemal? 8 3 Abs. 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine
Erhéhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn
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sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen

Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

Gemald § 3 Abs. 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen

alleine.

Gemal} § 4 Abs. 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? 8 4 Abs. 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrundung fur die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begriindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsatze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des § 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zundchst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hochste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu priifen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu bertcksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemall 8 27 Abs. 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmal von weniger als 20 v H. aulBer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a VwWGH vom 24. September 2003,
ZI.2003/11/0032; VWGH vom 21. August 2014, ZI. Ro 2014/11/0023-7).

Das angefuhrte Sachverstandigengutachten und die Angaben der bP im Verfahren sowie die im Rahmen der
Beschwerde vorgelegten Befunde wurden im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswirdigung der
Entscheidung des Gerichtes zu Grunde gelegt. Das zitierte Gutachten erfullt samtliche der in der
Einschatzungsverordnung normierten Voraussetzungen.

Die von der arztlichen Sachverstandigen erfolgte Bewertung der angegebenen Beschwerden und Krankheitszustande
entspricht der Einschatzungsverordnung sowohl hinsichtlich Position, als auch Prozentsatz. Festlegungen innerhalb
eines Rahmensatzes wurden schlUssig begrindet.

Nach 8 27 VWGVG hat das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3
und 4 - also die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt und das Begehren) zu Uberprufen, ist
also daran gebunden.

Im Beschwerdeverfahren stellte sich heraus, dass bei der bP ein Gesamtgrad von 40 v.H. vorliegt. Ein Gesamtgrad der
Behinderung von 40 v.H. reicht aber noch nicht zur Ausstellung eines Behindertenpasses aus (notwendig waren 50
v.H.); die Beschwerde war daher abzuweisen.

3.5. Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte hat in seiner Entscheidung vom 19. Februar 1998, ZI.
8/1997/792/993 (Fall Jacobsson; O)Z 1998, 41) unter Hinweis auf seine Vorjudikatur das Unterbleiben einer mindlichen
Verhandlung dann als mit der EMRK vereinbar erklart, wenn besondere Umstande ein Absehen von einer solchen
Verhandlung rechtfertigen. Solche besonderen Umstande erblickt der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte
darin, dass das Vorbringen des Beschwerdefihrers im Fall Jacobsson vor dem Obersten Schwedischen
Verwaltungsgericht nicht geeignet war, irgendeine Tatsachen- oder Rechtsfrage aufzuwerfen, die eine mundliche
Verhandlung erforderlich machte (vgl. VwGH 03.11.2015, ZI. 2013/08/0153).
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Im vorliegenden Fall hat die bP die Durchfihrung einer Verhandlung durch das Verwaltungsgericht nicht beantragt.
MaBgebend fur die gegenstandliche Entscheidung lber den Grad der Behinderung sind die Art und das Ausmal der
Funktionsbeeintrachtigungen, welche auf Grundlage eines medizinischen Sachverstandigengutachtens einzuschatzen
sind. Wie im gegenstandlichen Erkenntnis ausgefihrt wurde, wurde das hierfur eingeholte - auf Basis einer klinischen
Untersuchung erstellte - Gutachten als nachvollziehbar, vollstandig und schlissig erachtet und zeigt die bP weder
Widerspriche, Ungereimtheiten noch Mdngel auf. Der auf sachverstandiger Basis ermittelte, entscheidungsrelevante
Sachverhalt ist sohin geklart, nicht erganzungsbeduirftig und wurden in der Beschwerde keine Rechts- oder
Tatsachenfragen von einer solchen Art aufgeworfen, dass deren Lésung eine mundliche Verhandlung erfordert hatte.

Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte daher abgesehen werden.

Nach der standigen Rechtsprechung des VwGH sind fir das Absehen einer mundlichen Verhandlung wegen geklarten
Sachverhalts folgende Kriterien beachtlich vgl. Erk. d. VwWGH vom 28.5.2014, Ra 2014/20/0017, Beschluss des VwGH
vom 25.4.2017, Ra 2016/18/0261-10):

Der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt wurde von der bB vollstandig in einem
ordnungsgemallen Ermittlungsverfahren erhoben und weist dieser bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung

durch das ho. Gericht noch immer die gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeiten auf.

Die bB musste die die entscheidungsmal3geblichen Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer Entscheidung in
gesetzmaliger Weise offen gelegt haben und das ho. Gericht die tragenden Erwadgungen der verwaltungsbehérdlichen

Beweiswirdigung teilen.

In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber
hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes
Bestreiten des von der bB festgestellten Sachverhalts ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, welches

gegen das Neuerungsverbot gem. § 46 BBG verstoRt.

Auf verfahrensrechtliche Besonderheiten ist Bedacht zu nehmen.

Da die oa. Kriterien im gegenstandlichen Fall erfallt sind, und fur es im Rahmen der Gewahrung des schriftlichen
Parteiengehors im Beschwerdeverfahren auf den persénlichen Eindruck nicht ankam, da die Leiden der bP nicht in

Zweifel gezogen wurden, konnte eine Beschwerdeverhandlung unterbleiben.

3.6. GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden (VwGH
vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).

Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer solchen. Diesbezuglich ist die vorliegende Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu

beurteilen.

Sonstige Hinweise, die auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage schlieRen lassen, liegen
ebenfalls nicht vor. Rein der Umstand, dass das Bundesverwaltungsgericht erst mit 01.01.2014 ins Leben gerufen
wurde, lasst nicht den Schluss zu, dass es sich um eine Rechtsfrage handelt, die noch nicht vom
Verwaltungsgerichtshof geklart wurde. Daruber hinaus lag der wesentliche Schwerpunkt des gegenstandlichen
Erkenntnisses im Rahmen der Beweiswurdigung und hier insbesondere im Rahmen der Frage der Beweiskraft eines
schlissigen Gutachtens. Zu dieser Frage liegt umfangreiche und einheitliche Judikatur des VwGH vor. Die
grundsatzliche Bestimmung betreffend der Einstufung bzw. der Feststellung des Grades der Behinderung erfuhr keine
substanzielle Anderung. Im Rahmen der Frage des Umfanges der Ausnahme von der Verhandlungspflicht orientierte
sich das ho. Gericht ebenfalls an der Judikatur des VwWGH.


https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/46
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a

Die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG waren somit nicht gegeben.
Schlagworte
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